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Text 

Auskunftspflichten 

§ 102. (1) Personen, deren Einkommen oder Vermögen für die Entscheidung über den gesetzlichen 
Unterhalt zwischen in gerader Linie verwandten Personen von Belang ist, haben dem Gericht hierüber 
Auskunft zu geben und die Überprüfung von deren Richtigkeit zu ermöglichen. 

(2) Das Gericht kann auch das Arbeitsmarktservice, die in Betracht kommenden Träger der 
Sozialversicherung und andere Sozialleistungen gewährende Stellen um Auskunft über Beschäftigungs- 
oder Versicherungsverhältnisse oder über Einkommen von Personen ersuchen, deren Einkommen für die 
Entscheidung über den gesetzlichen Unterhalt zwischen in gerader Linie verwandten Personen von 
Belang ist. Kommt jemand den Pflichten nach Abs. 1 nicht nach, so kann auch dessen Dienstgeber um 
Auskunft ersucht werden. Steht die Unterhaltspflicht dem Grunde nach fest und kann das Gericht die 
Höhe des Unterhalts nicht auf andere Weise feststellen, so kann es auch die Finanzämter um Auskunft 
ersuchen. 

(3) Die Auskunftsersuchen nach Abs. 1 und Abs. 2 erster und zweiter Satz stehen auch dem Kinder- 
und Jugendhilfeträger als gesetzlichem Vertreter des minderjährigen Kindes zu. 

(4) Die Auskunftsersuchen sind so zu gestalten, dass dem Auskunftspflichtigen die rasche, 
vollständige und nachvollziehbare Beantwortung ermöglicht wird. Die Ersuchten sind zur 
Auskunftserteilung verpflichtet. 
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